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Gestützt auf §18a-f des Gesetzes über die Kinder- und Jugendhilfe 
(KJHG) sowie das Volksschulgesetz §30 ff. und die Volksschulverord-
nung §32 ff. erlässt die Gemeindeversammlung folgende Verordnung 
über die familienergänzende Kinderbetreuung: 

 Allgemeine Bestimmungen 
Zweck Art. 1 1 Diese Verordnung bildet die Grundlage 

für die Unterstützung der familienergänzenden 
Kinderbetreuung durch die Gemeinde im Vor-
schul- und Schulbereich. 
2 Sie regelt die Anspruchsberechtigung sowie die 
Höhe und den Umfang der Gemeindebeiträge an 
die Kosten der familienergänzenden Kinderbe-
treuung im Vorschul- und Schulbereich. 
 

Ziele Art. 2 1 Die Unterstützung durch die Gemeinde 
verfolgt das Ziel der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf sowie der beruflichen Aus- und Weiterbil-
dung oder des Wiedereinstiegs in eine berufliche 
Tätigkeit. 
2 Der Gemeinderat kann in den Ausführungsbe-
stimmungen weitere Ziele benennen. 
 

Grundsätze Art. 3 1 Die Organisation und Finanzierung fa-
milienergänzender Kinderbetreuung sind grund-
sätzlich Aufgabe der Erziehungsberechtigten. 
2 Die Benützung der Betreuungseinrichtungen ist 
freiwillig und entgeltlich. Der Besuch einer fami-
lienergänzenden Betreuungseinrichtung soll allen 
Kindern unabhängig von der finanziellen Situation 
ihrer Erziehungsberechtigten möglich sein. Die 
Gemeinde leistet den Erziehungsberechtigten 
nach Massgabe dieser Verordnung individuelle 
Beiträge an die Kosten der familienergänzenden 
Kinderbetreuung. Sie berücksichtigt bei der Aus-
richtung und der Festlegung der Höhe der Bei-
träge die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Er-
ziehungsberechtigten. 
3 Es besteht kein Rechtsanspruch auf einen Be-
treuungsplatz gemäss dieser Verordnung. 
 

Begriffe Art. 4 1 Als Angebote der familienergänzenden 
Kinderbetreuung gelten: 
a. Kindertagesstätten (Kita); 



 4 

b. Schulergänzende Tagesstrukturen; 
c. Tagesfamilien, welche einer von der Ge-

meinde anerkannten Tagesfamilienorganisa-
tion angehören. 

d. Der Gemeinderat kann in den Ausführungsbe-
stimmungen weitere Angebote benennen, wie 
etwa schulnahe Ferien- und Freizeitangebote 
für Lernende der Volksschule. 

2 Die Vorschule umfasst Kinder im Alter von drei 
Monaten bis zum Eintritt in den Kindergarten. 
3 Als Kleinkinder werden Kinder zwischen drei und 
18 Monaten bezeichnet. 
4 Die Schule umfasst alle Kinder vom Eintritt in den 
Kindergarten bis Abschluss der Primarschule. 
5 Erziehungsberechtigte sind Eltern oder andere 
Personen, welche Inhaberinnen oder Inhaber der 
elterlichen Sorge sind. 
6 Eine Lebensgemeinschaft gilt als gefestigt, wenn 
aus ihr ein gemeinsames Kind hervorgegangen ist 
oder wenn seit mindestens zwei Jahren ein ge-
meinsamer Haushalt besteht. 
 

Anspruchsberechti-
gung 

Art. 5 1 Anspruchsberechtigt sind Erziehungs-
berechtigte mit zivilrechtlichem Wohnsitz in der 
Gemeinde Winkel. 
2 Gemeindebeiträge für die Betreuung von Kin-
dern im Vorschulalter sind an die Erwerbstätigkeit 
gekoppelt. Die Erwerbstätigkeit gemäss Art. 2 be-
trägt für Kinder im Vorschulalter bei: 
a. zwei Erziehungsberechtigten mindestens 120 

Prozent; 
b. einem alleinerziehenden Elternteil mit im glei-

chen Haushalt lebendem/r Partner/in mindes-
tens 120 Prozent; 

c. einem alleinerziehenden Elternteil mindestens 
20 Prozent. 

3 Einer Erwerbstätigkeit gleichgestellt werden: 
a. die Absolvierung einer anerkannten berufli-

chen Aus- und Weiterbildung; 
b. die Teilnahme an einer Eingliederungsmass-

nahme einer Sozialversicherung; 
c. der Grad der Invalidität bei IV-Beziehenden; 
d. die Teilnahme an einem anerkannten Integra-

tionsprogramm für Erziehungsberechtigte zur 
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sozialen, sprachlichen oder beruflichen In-
tegration. 

4 Selbständigerwerbende werden Personen im 
Angestelltenverhältnis gleichgestellt. 
5 Für Gemeindebeiträge an die Betreuung von 
Kindern in schulergänzenden Tagesstrukturen 
müssen nur die Anspruchsbedingungen gemäss 
Art. 5 Abs. 1 erfüllt sein. 
 

Massgebendes Ein-
kommen 

Art. 6 1 Als massgebendes Einkommen wird 
das Einkommen der antragstellenden erziehungs-
berechtigten Person/en betrachtet. Lebt/leben die 
erziehungsberechtigte/n Person/en in ungetrenn-
ter Ehe, gefestigter Lebensgemeinschaft oder ein-
getragener Partnerschaft, so werden die beiden 
Einkommen zusammengezählt, soweit sie nicht 
bereits in einer gemeinsamen Steuerveranlagung 
zusammen erfasst sind. 
2 Das massgebende Einkommen wird aufgrund 
der jeweils neuesten rechtskräftigen Steuerveran-
lagungen aller zum Haushaltseinkommen beitra-
genden Personen festgelegt. Liegt die letzte Steu-
erveranlagung mehr als zwei Jahre zurück, liegt 
keine Steuerveranlagung vor oder haben sich die 
finanziellen Verhältnisse wesentlich verändert, so 
ist das massgebende Einkommen aufgrund aktu-
eller Dokumente zu belegen und zu ermitteln. 
3 Das für die Berechnung der Gemeindebeiträge 
massgebende Einkommen setzt sich zusammen 
aus: 
a. dem steuerbaren Einkommen (Ziff. 390); 
b. zuzüglich 20 Prozent des steuerbaren Vermö-

gens (Ziff. 490), sofern dieses die Freigrenze 
übersteigt. Der Gemeinderat legt die Höhe der 
Freigrenze in den Ausführungsbestimmungen 
fest. 

4 Bei Personen, die der Quellensteuer unterliegen, 
entspricht das massgebende Einkommen dem 
Bruttoeinkommen und/oder weiteren steuerbaren 
Einkommen abzüglich einer Pauschale von 
25 Prozent; sofern keine ordentliche Veranlagung 
vorliegt. 
5 Bei selbstständig Erwerbstätigen entspricht das 
massgebende Einkommen dem für die 
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Berechnung des aktuellen AHV-Beitrages mass-
gebenden Lohn, unter Berücksichtigung der unter 
Art. 6 Abs. 3 definierten Faktoren. 
 

Höhe und Festset-
zung der Gemein-
debeiträge 

Art. 7 1 Die Erziehungsberechtigten zahlen in 
jedem Fall einen minimalen Beitrag an die fami-
lienergänzende Betreuung ihrer Kinder. 
2 Für Kleinkinder kann ein Zuschlag gewährt wer-
den. 
3 Beiträge des Kantons, von Arbeitgebenden oder 
Dritten an die Kinderbetreuung werden bei der Be-
rechnung der Gemeindebeiträge berücksichtigt. 
4 Die Festsetzung der Gemeindebeiträge erfolgt in 
der Regel einmal jährlich. 
5 Die Höhe der Gemeindebeiträge und die Aus-
zahlungsdetails regelt der Gemeinderat in den 
Ausführungsbestimmungen. 
 

Pflichten der An-
spruchsberechtig-
ten 

Art. 8 1 Die Erziehungsberechtigten reichen 
den Antrag ein. Der vollständige Antrag ist vor Be-
treuungsbeginn einzureichen. Es erfolgt keine 
rückwirkende Zahlung wegen verspäteter oder un-
vollständiger Unterlagen. Die Details zu den not-
wendigen Unterlagen werden in den Ausführungs-
bestimmungen geregelt. 
2 Die Anspruchsberechtigten sind verpflichtet, der 
Gemeinde unaufgefordert: 
a. die zur Bemessung benötigten Auskünfte voll-

ständig und wahrheitsgetreu anzugeben so-
wie die zweckdienlichen Unterlagen einzu-
reichen; 

b. Veränderungen der Verhältnisse, die eine Än-
derung des Anspruchs zur Folge haben könn-
ten, innert 10 Arbeitstagen seit Eintreten der 
Veränderung mitzuteilen. 

3 Eine Pflichtverletzung kann zu einem Leistungs-
ausschluss oder einer Verzeigung bis zu 
200 Franken führen. 
 

Rückerstattung von 
Gemeindebeiträgen 

Art. 9 1 Führen unwahre Angaben über die Fa-
milien-, Einkommens- oder Vermögensverhält-
nisse zu einem zu hohen Beitrag der Gemeinde, 
fordert die Gemeinde die Differenz rückwirkend 
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entweder mittels Verfügung ein oder verrechnet 
die Rückforderung mit laufenden Ansprüchen. 
2 Der Rückforderungsanspruch durch die Ge-
meinde erlischt mit dem Ablauf des fünften Jah-
res, nachdem die Gemeindeverwaltung davon 
Kenntnis erhalten hat. 
3 In Fällen grösserer Härte kann der Gemeinderat 
die Rückerstattungsforderung reduzieren oder er-
lassen. 
 

Berechtigte Ange-
bote 

Art. 10 1 Die Gemeinde unterstützt Erziehungs-
berechtigte bei den Kosten für die familienergän-
zende Kinderbetreuung: 
a. im Vorschulbereich für den Besuch einer Kin-

dertagesstätte oder einer Tagesfamilie; 
b. im Schulbereich für den Besuch von schuler-

gänzenden Tagesstrukturen, einer Tagesfami-
lie oder schulnahen Angeboten. 

2 Der Gemeinderat kann in den Ausführungsbe-
stimmungen weitere berechtigte Angebote benen-
nen. 
 

Bedingungen für 
teilnehmende An-
gebote 

Art. 11 1 Betreuungsangebote müssen Bedin-
gungen erfüllen, damit Gemeindebeiträge geleis-
tet werden. Die Bedingungen sind in den Ausfüh-
rungsbestimmungen beschrieben. 
2 Die Anerkennung eines Betreuungsangebots für 
Subventionen liegt in der Zuständigkeit der Ge-
meinde. Vergütungen an die Erziehungsberech-
tigten können für alle anerkannten Angebote ge-
währt werden. 
3 Die zuständige Stelle führt eine Liste mit den An-
geboten, für die Vergütungen beantragt werden 
können. 
 

 Weitere Bestimmungen 
Förderbeiträge und 
Qualitätsentwick-
lung 

Art. 12 1 Die Gemeinde kann Beiträge für Pro-
jekte in Angeboten der Kinderbetreuung spre-
chen, welche der Qualitätsverbesserung (z. B. 
Ausbildungsplätze, Förderung Qualität) oder der 
Förderung und/oder Integration von Kindern mit 



 8 

speziellen Bedürfnissen (z. B. Sprachförderung, 
Behinderungen) dienen. 
2 Der Gemeinderat entscheidet abschliessend. Es 
besteht kein Rechtsanspruch. 
 

Datenschutz Art. 13 1 Die Erziehungsberechtigten erklären 
sich mit der Unterzeichnung des Antrags auf Ge-
meindebeiträge damit einverstanden, dass die zu-
ständige Stelle und die Angebote der familiener-
gänzenden Kinderbetreuung in dem Masse Infor-
mationen austauschen dürfen, als diese zur Klä-
rung des Betreuungsverhältnisses, der Beitrags-
berechtigung, der Beitragshöhe und der Abrech-
nung dienen.  
2 Diese Einwilligung gilt während der gesamten 
Zeit der Beitragszahlung. 
 

 Schlussbestimmung 
Ausführungsbestim-
mungen 

Art. 14 1 Der Gemeinderat regelt den Vollzug, 
die Zuständigkeiten und die Einzelheiten dieser 
Verordnung sowie die Beitragshöhen in den Aus-
führungsbestimmungen. 
2 Die Anpassung der Ausführungsbestimmungen 
liegt in der Kompetenz des Gemeinderats. 
 

Zuständigkeit Art. 15 1 Die zuständige Stelle entscheidet über 
den Beginn und den Umfang der Gemeindebei-
träge. 
2 Die zuständige Stelle ist befugt, für Personen in 
Ausnahmefällen spezielle Regelungen zu bewilli-
gen. 
3 Alle anderen Verfügungen werden vom Gemein-
derat erlassen. 
 

Rechtsmittel Art. 16 Bei Streitigkeiten zwischen Erziehungs-
berechtigten und der Gemeinde bei der Festle-
gung des Elternbeitrages kann eine rekursfähige 
Verfügung verlangt bzw. erlassen werden. Sind 
die Betroffenen mit der Verfügung der zuständi-
gen Stelle nicht einverstanden, können sie innert 
einer nicht erstreckbaren Frist von 30 Tagen seit 
Zustellung beim Gemeinderat schriftlich das 
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Gesuch um Neubeurteilung stellen. Für den 
Rechtsschutz gilt das übergeordnete Recht. 
 

Inkrafttreten Art. 17 Die Verordnung über die familienergän-
zende Kinderbetreuung tritt per 1. Januar 2025 in 
Kraft. Mit dem Inkrafttreten der Verordnung über 
die familienergänzende Kinderbetreuung wird das 
Reglement über die Ausrichtung von Gemeinde-
beiträgen an die familienergänzende Betreuung 
von Kindern im Vorschulalter vom 12. Dezember 
2016 aufgehoben. 
 

 

1 Diese Verordnung wurde durch die Gemeindeversammlung am 9. September 2024 angenommen. 
Die amtliche Publikation erfolgte am 13. September 2024. 
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